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 I .  Anmeldung        
  

 TOP:       

 

Personal- und Organisationsausschuss 

Sitzungsdatum 07.06.2016 

öffentlich 

Betreff: 
Einführung der Elektronischen Personalakte 

Anlagen: 
Bericht des Personalamts vom11.05.2016 

Bisherige Beratungsfolge: 

Gremium Sitzungsdatum Bericht 
Abstimmungsergebnis 

angenommen abgelehnt vertagt/verwiesen 

                

                

Sachverhalt (kurz): 
Durch die zunehmende Digitalisierung der täglichen Arbeit in der Stadtverwaltung ergibt sich 
zwangsläufig die Frage der Veraktung elektronischer Dokumente. Derzeit erfolgt dies durch Zuführung 
eines Ausdrucks in die Papierakte. Durch den benötigten Platzbedarf, den Personalaufwand zum 
Einsortieren der Dokumente und die laufende „Betreuung“ der Akten sowie den teilweise hohen 
Suchaufwand innerhalb einer Akte für einen bestimmten Sachverhalt ist dies eine kostenintensive 
Form der Aktenführung. Die Papierakte stößt zudem bei einem gleichzeitigen Zugriff durch mehrere 
Sachbearbeiter/innen an ihre Grenzen. 
Die Entscheidung zur Einführung der elektronischen Personalakte folgt der grundsätzlichen 
Entscheidung des Stadtrates, die Stadtverwaltung papierloser zu gestalten. Dadurch wird auch die 
Basis für eine elektronische Sachbearbeitung geschaffen. 

Beschluss-/Gutachtenvorschlag: 
siehe Beilage 
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1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten 1.138.000 € Folgekosten 112.000 € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv 83.000 € davon Sachkosten 112.000 € pro Jahr 

 davon konsumtiv 1.055.000 € davon Personalkosten - € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

Für die Haushaltsjahre 2017, 2018 und 2019 wurde ein entsprechender 
MIP-Antrag gestellt. 
Auf beiliegende Stellungnahme Ref. II vom 09.05.2016 wird verwiesen. 

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 
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2b. Abstimmung mit OrgA ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

Es handelt sich um eine technische Maßnahme, diversityrelevante Aspekte 
sind nicht festzustellen.   Ja 

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 

         

         

         

 
 II. Herrn OBM      
 
 III. Ref. I/PA 

Nürnberg, 11.05.2016 
Referat für Allgemeine Verwaltung 
 
 
 
 (3834) 
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